
Guter Kundenservice ist ein schwieriges Geschäft. Auf der einen Seite ist der 
Kundenservice das Aushängeschild jedes Unternehmens. Auf der anderen Sei-
te kostet der Service viel Geld und braucht viel Personal. Die Unternehmen 
versuchen Vieles, um die Kosten im Kundenservice zu reduzieren. Arbeitsplät-
ze abbauen ist eine Möglichkeit. Das plant auch die Telekom bei der Deut-
schen Telekom Service GmbH (DTS). ver.di und Betriebsräte arbeiten seit Mo-
naten gemeinsam erfolgreich daran, die Arbeitsplätze im Kundenservice zu 
sichern, unter anderem indem ausgelagerte Arbeit wieder zurückgeholt wird.

VON KERSTIN CHAGOUBI 

2019 war ein ereignisreiches Jahr, das für 
die Beschäftigten, für ver.di, Betriebsräte, 
und Arbeitgeber etliche Veränderungen 
brachte. Im letzten Jahr fiel der variable 
Anteil am Entgelt weg, ein Prämienmo-
dell wurde zwischen Gesamtbetriebsrat 
und Arbeitgeber verhandelt. Eine neue 
Regelung „Extrazeit-Ausgleichstage“(EZA) 
wurde eingeführt, die am Ende durch Ar-
beitszeitverkürzung auf die Sicherung von 
Arbeitsplätzen einzahlt. 2020 wird genau-
so spannend werden, da eine Tarifrunde 

ansteht und die Insourcing-Strategie – 
also das Zurückholen ausgelagerter Ar-
beit – greifen wird.

Es sind existenzielle Fragen, die ver.di 
und Betriebsräte beantworten müssen. 
Der Druck auf die Arbeitsplätze ist groß. 
Die Personalplanung der DTS orientiert 
sich an der Bedarfsentwicklung der Kun-
den. Telekom-Kunden kommen immer 
öfter in die Lage, einfache Veränderun-
gen in den Verträgen selbst zu erledigen. 
Das geht heute via Internet am Compu-
ter oder teilweise sogar über entspre-
chende Apps auf dem Handy. Die ver-

waltungstechnischen Abläufe sind auf 
Seiten der Telekom dafür stark verein-
facht worden. Gleichzeitig steigt die Be-
deutung von künstlicher Intelligenz (KI), 
die einfache Arbeiten durch Maschinen 
automatisch erledigen lässt. „Robotics“ 
ist hier das Reizwort. Maschinen über-
nehmen immer öfter Arbeiten, die bis-
lang den menschlichen Kolleg*innen 
vorbehalten waren.

DTS-Manager, Betriebsräte und ver.di 
rechnen daher mit einem kontinuierlichen 
rückläufigen Arbeitsaufkommen in den 
kommenden Jahren. Doch Arbeit ist ei-
gentlich noch genug da! Die ist nur zu 
einem erheblichen Teil und seit vielen Jah-
ren zu externen Dienstleistern ausgela-
gert worden. Deshalb ist das Ansinnen 
naheliegend, die eigene Arbeit, die aus-
gelagert wurde, wieder zurückzuholen. 
Das scheint möglich, hat aber auch ihren 
Preis!

Arbeitsplätze sichern

Weiter geht es auf der Seite 4
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Zweiter Zahltag bei T-Systems  
Im November 2018 konnte ver.di nach 
fast acht Monaten mit zahlreichen 
 Verhandlungsterminen, Sondierungen, 
Warnstreiks und vielen betrieblichen Ak-
tionen bei den Entgelttarifverhandlungen 
ein sehr gutes Ergebnis für die ver.di-Mit-
glieder bei der T-Systems International 
(TSI) GmbH, der mittlerweile mit der TSI 
verschmolzenen GEI GmbH und der MMS 
GmbH erreichen.

Im Januar 2020 wird die zweite Erhö-
hungsstufe aus dieser Tarifrunde wirk-
sam. Die Tarifentgelte der ver.di-Mitglie-
der werden, nach Erhöhungen um zwei 
Prozent beziehungsweise um drei Pro-
zent im Jahr 2019, ab Januar 2020 um 
weitere 2,5 Prozent erhöht. Mit den Er-
höhungen der letzten beiden Jahre ist es 
ver.di erneut gelungen, deutliche Real-
lohnsteigerungen für die ver.di-Mitglie-
der zu erreichen.

Ab Januar 2020 erfolgt die monatliche 
Auszahlung der Variablen im Nichtver-
trieb. In den Tarifverhandlungen konnte 
ver.di die stufenweise Abschaffung der 

ergebnisbezogenen Entgeltsytematik im 
Nichtvertrieb durchsetzen. Für 2020 wird 
die Unternehmenszielerreichung auf 100 
Prozent festgeschrieben. Ab Januar 2020 
erhalten die ver.di-Mitglieder monatlich 
1/12 des variablen Anteils. Ab Januar 2021 
wird dann das Jahreszielgehalt auf ein 
Jahresfestentgelt umgestellt. Hierdurch 
erhöht sich dann auch das Stunden-
entgelt und damit auch zum Beispiel die 
Berechnungsgrundlage für die Höhe der 
Zuschläge.

Mit diesem Ergebnis können die 
ver.di-Mitglieder auf eine erfolgreiche 
Tarifrunde zurückblicken.

Erfolge bekommt man nicht geschenkt 
– sie müssen erkämpft werden!

Deshalb Mitglied werden – ver.di stär-
ken!

Deutscher Betriebsräte-Preis 2020: 
Die Bewerbungsphase ist eröffnet
Bis zum 30. April 2020 können sich be-
triebliche Interessenvertretungen für 
den diesjährigen „Deutschen Betriebs-
räte-Preis“ bewerben. Gefragt sind Initi-
ativen und Projekte, die Arbeitsbedin-
gungen verbessern, Arbeitsplätze erhal-
ten oder schaffen, Krisen im Betrieb 
bewältigen.  

Der „Deutsche Betriebsräte-Preis“, unter 
der Schirmherrschaft des Bundes-
ministeriums für Arbeit und Soziales 
(BMAS), ist eine Initiative der Fachzeit-
schrift „Arbeitsrecht im Betrieb“ aus 
dem Bund-Verlag. In diesem Jahr wird 
der Preis bereits zum zwölften Mal in 
Folge verliehen.  

Teilnehmen können einzelne Be-
triebsratsmitglieder, komplette Gremien, 

Gesamt- und Konzernbetriebsräte, Inte-
ressenvertreter auf europäischer Ebene 
aber auch Mitarbeitervertretungen und 
betriebsübergreifende Betriebsrats-Ko-
operationen. Jugend- und Auszubilden-
den- und Schwerbehindertenvertretun-
gen können sich über ihren jeweiligen 
Betriebsrat bewerben. Bewerbungs-
schluss ist der 30. April 2020.

Die Auswertung und Beurteilung der 
eingereichten Bewerbungen erfolgt 
durch eine Experten-Jury mit Vertretern 
aus betrieblicher Praxis, Gewerkschaf-
ten, Beratung und Wissenschaft.  

Die Auszeichnung wird je einmal in 
den Kategorien Gold, Silber und Bronze 
verliehen. Außerdem vergibt die Jury 
Sonderpreise. Am 5. November 2020 
erfolgt die Preisverleihung im Rahmen 
des „Deutschen BetriebsräteTags“ im 
ehemaligen Plenarsaal des Deutschen 
Bundestages in Bonn.

  www.dbrp.de
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Peter Praikow wechselt in den Ruhestand 
36 Jahre seiner hauptamtlichen Tätigkeit 
haben wir ihn für seine ruhige, besonne-
ne und zugleich zielstrebige Art sehr ge-
schätzt. Peter geht zum 1. März diesen 
Jahres in Ruhestand. Wir werden seine 
Integrationskraft vermissen. 

Nach einem Abschluss als Ingenieur 
für Technik und Technologie des Fernmel-
dewesens, begann er seine gewerkschaft-
liche Tätigkeit bei der Industriegewerk-
schaft Transport- und Nachrichtenwesen 
in der ehemaligen DDR. Maßgeblich be-
teiligte er sich an der Gründung der ers-
ten freien Deutschen Postgewerkschaft 
der DDR im Jahre 1990, deren Vorsitzen-
der er wurde. Und er war der Macher der 
Ost-West-Integration der deutschen Post-
gewerkschaft. 

Seit 2012 engagierte sich Peter als 
ver.di-Bundesfachgruppenleiter Telekom-
munikation für die Interessen aller Be-
schäftigten der Telekommunikations-
industrie. Neben dem Aufbau eines ge-
werkschaftlichen Betreuungssystems für 

große, meist bundesweit aufgestellte 
Unternehmen, lag ihm die Verbesserung 
des Organisationsgrades bei Unterneh-
men außerhalb des Telekom-Konzerns am 
Herzen. Eine enge und vertrauensvolle 
Zusammenarbeit mit ehren- und 
hauptamtlichen Kolleg*innen war für ihn 
selbstverständlich.

Wir wünschen ihm alles Gute und freu-
en uns, dass er uns in ehrenamtlicher 
Funktion erhalten bleibt. Peter wird wei-
terhin für den ver.di Sozialverein e.V. als 
Schatzmeister tätig sein.
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EIN INTEGRATOR GEHT EDITORIAL

Diese Ausgabe ...
bringt eine gute Nachricht: Betriebsbe-
dingte Kündigungen bei der Deutschen 
Telekom Privatkunden-Vertrieb GmbH 
sind bis Ende 2021 ausgeschlossen. Al-
tersteilzeit, Übernahme der Auszubil-
denden und weitere Details federn die 
von den Arbeitgebern geplanten Kür-
zungen ab. Möglich wurde dies, weil die 
Beschäftigten zahlreich in ver.di eintra-
ten, Druck aufbauten und sich an Akti-
onen beteiligten. Ihr klares Signal an die 
Arbeitgeber: Wir geben unsere Arbeits-
plätze nicht kampflos auf. Erfolgreich 
mit ver.di waren auch die Beschäftigten 
bei T-Systems. Gewerkschaft lohnt sich, 
dies sehen sie in diesem Monat auf ihren 
Konten, sie erhalten 2,5 Prozent mehr 
Gehalt. Dies ist die letzte Erhöhung aus 
der Tarifrunde 2018. Und ums Geld geht 
es auch im Frühjahr, die Tarifrunde Tele-
kom startet. Dem Thema widmen wir 
uns in der nächsten Ausgabe.   

 Die KOMM-Redaktion
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Intern vor extern
Der Druck auf die Arbeitsplätze im 
Kundenservice ist hoch. Der Service 
braucht viele gute, motivierte Men-
schen, die den Kunden kompetent 
Rede und Antwort stehen und hel-
fen können. Das kommt beim Kun-
den gut an. Der Finanz-Manager tut 
sich schwer, dem konkreten Kun-
denservice einen Wert beizumessen: 
Wie viel ist ein zufriedener Kunde 
wert? Sollte man beim Kundenser-
vice sparen?

VON KERSTIN CHAGOUBI

Ein rückläufiges Arbeitsaufkommen ver-
leitet den Finanzmanager noch stärker 
dazu, den Rotstift anzusetzen. Wegen der 
schwierigen Entwicklungen forcieren Be-
triebsräte die Möglichkeit, Arbeit wieder 
von den diversen externen Vertragspart-
nern zurückzuholen. Konkret zielen die 
Pläne darauf, externe Dienstleister ab Fe-
bruar 2020 kontinuierlich abzubauen, um 
die eigenen Arbeitsplätze zu sichern. 

Spürbare Wirkung

Die Mitarbeiterzahlen der Deutschen Te-
lekom Service GmbH zeigen, dass die In-
sourcing-Strategie des Gesamtbetriebs-
rats aufgegangen und Beschäftigungs-
sicherung innerhalb des Service in 
Deutschland gelungen ist. „Wir bekom-
men durch den Abbau externer Dienst-
leister mehr Stabilität in die DTS und 
 sichern 800 Arbeitsplätze in unserem 
 Unternehmen, die der Arbeitgeber an-
sonsten 2020 abbauen würde“, berichtet 
der Gesamtbetriebsratsvorsitzende Eric 
Daum. „Das ist ein großer Erfolg für uns 
alle, denn die DTS setzt wieder verstärkt 
auf eigene Kräfte – und zwar entgegen 
aller Trends der Wirtschaft und Industrie!“ 
Betriebsräte und ver.di sind sich einig: 
Oberste Priorität hat die Sicherung der 
Arbeitsplätze. Noch profitieren die meis-

ten Kolleg*innen bei der DTS von einem 
tarifvertraglich fixierten Ausschluss be-
triebsbedingter Beendigungskündigun-
gen bis 31. Dezember 2020. Ziel muss 
sein, diesen tarifvertraglichen Kündi-
gungsschutz über das Jahr 2020 zu ver-
längern. Um dies zu erreichen, braucht es 
Stärke und diese erreicht man durch ei-
nen hohen Organisationsgrad.

Flexibilisierung als Preis

Die angestrebte Arbeitsplatzsicherheit hat 
einen Preis. Dieser soll durch mehr Flexi-
bilität, insbesondere bezüglich der Ar-
beitszeiten an Wochenenden und in den 
sogenannten Randzeiten gezahlt werden.

Die deutlich geringere Dienstleister-
quote erfordert bereits zu Beginn des 
Jahres 2020 von den DTS-Beschäftigten 
Zeiten abzudecken, die bislang vorrangig 
durch die Beschäftigten der externen 
Partner bedient worden sind. Eine faire 
Ausgestaltung ist nur möglich, wenn 
geltende Arbeitszeitmodelle verändert 
werden. Unter dem Arbeitstitel „Arbeits-
zeit X.X“ entwickelt der Gesamtbetriebs-
rat gemeinsam mit den Beschäftigten 
sowie dem Arbeitgeber ein neues, flexi-
bleres und solidarischeres Arbeitszeitmo-
dell. Gesamtbetriebsratsvorsitzender Eric 
Daum: „Das Ziel ist klar: Mit der größt-
möglichen Selbstbestimmung erfüllen 
die Beschäftigten bestmöglich die Kun-
denbedürfnisse. Das wird nicht einfach. 
Mit der Ablösung der bisher geltenden 
Regelung ,Arbeitszeit 2.0‘ wird es aber 

auch neue Perspektiven für Kolleg*innen 
in Spätausrichtung und Teilzeit geben. 
Künftig werden Spätschichten auf alle 
,Schultern’ verteilt. Reine Spätdienst-Jobs 
wird es nicht mehr geben, beziehungs-
weise nur noch, wenn Beschäftigte dies 
explizit für sich wünschen.“ Die beteilig-
ten Betriebsräte sind davon überzeugt, 
dass mit dem neuen Arbeitszeitmodell 
die DTS auch für Nachwuchskräfte at-
traktiver wird, da sie die ersten zwei Jah-
re künftig nicht mehr in Spätausrichtung 
arbeiten müssen. Hinzu kommt, dass in 
2020 weitere einhundert Teilzeitkräfte 
ihre Wochenarbeitszeit aufstocken kön-
nen. Zudem setzen sich ver.di und Be-
triebsrat mit Nachdruck für eine Gesamt-
betriebsvereinbarung zum mobilen Ar-
beiten ein. Der Pilot dazu läuft. Die Vor-
teile von mobilen Arbeiten liegen auf der 
Hand: Lange Anfahrtszeiten werden re-
duziert, Stress/Lärmbelästigung wie im 
Großraumbüro gibt es nicht und die Ar-
beit kann man besser an die persönliche 
Lebenssituation anpassen. 

Der Kunde ist König

Das strategische Unternehmensziel ist es, 
dem Kunden den besten Service anzubie-
ten. ver.di und Betriebsrat bringen das 
auf die einfache Gleichung: 100 % zu-
friedene Mitarbeiter*innen = 100 % zu-
friedene Kunden. Dafür braucht die DTS 
flexible, aber auch faire Arbeitsbedingun-
gen. ver.di und Betriebsrat ziehen hier an 
einem Strang.

Kerstin Chagoubi 
ver.di-Landesfach-
bereichsleiterin 
Sachsen, 
 Sachsen-Anhalt, 
Thüringen
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DEUTSCHE TELEKOM PRIVATKUNDENVERTRIEB GMBH

Schutzpaket durchgesetzt 
Die Telekom schließt 99 der heuti-
gen T-Shops, 800 Arbeitsplätze sol-
len wegfallen. ver.di und Betriebsrat 
haben gemeinsam erreicht, dass die 
Abbaupläne deutlich reduziert wur-
den. Noch im Juli vergangenen Jah-
res hatte die Telekom angekündigt, 
1200 Arbeitsplätze in der Zentrale, 
den Regionen und den T-Shops zu 
streichen. Mehr als 120 T-Shops soll-
ten schließen. Damit der jetzt anste-
hende Personalabbau nicht auf dem 
Rücken der Beschäftigten ausgetra-
gen wird, haben Betriebsrat und 
ver.di ein umfangreiches Schutz-
paket für die Beschäftigten gefor-
dert und auch durchgesetzt.

Trotz Personalabbau sind Arbeits- und 
Ausbildungsplätze sowie Perspektiven ge-
sichert – dies ist die Kurzfassung des von 
ver.di mit den Arbeitgebern bei der Deut-
sche Telekom Privatkundenvertrieb GmbH 
(PVG) vereinbarten Schutzpaketes. Denn 
obwohl 800 Arbeitsplätze wegfallen, 
konnten ver.di und die Betriebsräte 
durchsetzen, dass es keine betriebs-
bedingten Kündigungen bis zum Ende 
des Umbaus zum Jahresende 2021 geben 
wird. „Damit wurde eine der wichtigsten 
Kernforderungen von ver.di erfüllt“, be-
tont ver.di-Verhandlungsführer Frank 
Sauer land.

ver.di forderte den Schutz der Arbeits-
plätze und Perspektiven für die Beschäf-
tigten. Um diese Ziele zu erreichen, war 
eine gewaltige Kraftanstrengung not-
wendig. Mit zahlreichen Eintritten in 
ver.di und bundesweiten Protestaktionen 
setzten die Beschäftigten ein klares Zei-
chen an die Arbeitgeberseite. Mit Erfolg: 
Im Wissen, dass die Beschäftigten hinter 
den ver.di-Forderungen stehen, bewegte 
sich die Arbeitgeberseite. Und der Be-
triebsrat konnte einen umfassenden Inte-
ressenausgleich und Sozialplan abschlie-
ßen und die Anzahl der bedrohten Shops 
um 23 reduzieren.

Beschäftige nicht durch  
Kündigungen bedroht

Die Arbeitgeberseite hat sich verpflichtet, 
für den geplanten Stellenabbau aus-
schließlich sozialverträgliche Instrumente 
zu nutzen. Dazu zählen unter anderem 
attraktive Abfindungsangebote, natürli-
che Fluktuation oder Ruhestand, enga-

gierter Ruhestand, sowie – wo möglich 
– der Ersatz von Leiharbeit durch eigene 
Mitarbeiter. Darüber hinaus wurde zuge-
sagt, dass freie Stellen innerhalb des 
Deutschland-Segments auch für eine Ver-
mittlung von Beschäftigten der PVG ge-
nutzt werden.   

Bis zu 120 Beschäftigte erhalten auf ih-
ren Wunsch ein Angebot zum Abschluss 
eines Altersteilzeitvertrages, soweit die 
einschlägigen Bedingungen (Alter, Rege-
lungen des Altersteilzeit-Tarifvertrages) 
vorliegen: Die Altersteilzeit muss spätes-
tens zum 1. Dezember 2020 beginnen und 
während der Aktivphase auch in der PVG 
durchführbar sein. Jeder der 120 mögli-
chen Altersteilzeitverträge wird auf die 
arbeitgeberseitig geplanten Personalredu-
zierungen vollumfänglich angerechnet. 

T-Shops sollen attraktiver werden

Der Betriebsrat hatte gemäß  Paragraf 
92a Betriebsverfassungsgesetz insgesamt 
109 Vorschläge erarbeitet, die dazu die-
nen sollen, Arbeitsplätze zu sichern. „Wir 
haben darüber hinaus eine Aktion unter 
dem Titel ,Lasst und Arbeitsplätze si-
chern’ gestartet und die Beschäftigten 
aufgerufen, auch Vorschläge zu unter-
breiten“, sagt die Betriebsratsvorsitzende 
Nicole Koch. Letztendlich kam insgesamt 
ein Katalog mit mehr als 200 Vorschlägen 
vom Betriebsrat und von den Beschäftig-
ten  zusammen. Nicole Koch erklärt dazu: 
„Von Anfang an haben wir als Betriebsrat 
klargestellt, dass wir diese drastische 
Maßnahme für den falschen Weg halten 
und sie in dieser Form entschieden ableh-
nen. Deswegen schlagen wir im Sinne 
unseres gesetzlichen Schutzauftrages die-
se beschäftigungssichernden Maßnah-
men vor, die helfen sollen, die Kundenfre-
quenz zu erhöhen, die Kundenbindung zu 
stärken, Arbeitsplätze und Standorte zu 
sichern und neue Beschäftigungsmöglich-
keiten für alle Bereiche in der PVG zu 
schaffen.“   

Nur attraktivere Shops können dauer-
haft die Arbeitsplätze sichern. Denn un-
bestritten ist, dass viele Kunden inzwi-
schen ihre Verträge selbst online abschlie-
ßen oder ändern. Dies ist aber kein allei-
niges Telekom-Problem, insgesamt leidet 
der Handel vor Ort an der Abwanderung 
der Kunden ins Internet. Um gegenzu-
steuern müssen die T-Shops attraktiver 
werden. Dazu könnten zum Beispiel 

Events oder Erlebniswelten zählen. Die 
Telekom hat zugesichert, den Katalog an 
Vorschlägen zu prüfen und in die T-Shops 
zu investieren. Dies ist ein klares Bekennt-
nis der Telekom zur eigenen Shopinfra-
struktur. „Das war uns besonders wichtig. 
Denn wenn die Telekom nicht aktiv wird, 
wird die Kundenfrequenz in vielen 
T-Shops weiter abnehmen“, erläutert 
Frank Sauerland. „Dann hätten wir in we-
nigen Jahren wieder das Problem, dass 
weitere Schließungen und Personalabbau 
drohen. Dem wollen wir etwas aktiv ent-
gegensetzen.“

Ausbildung gesichert

Für die Zukunft der T-Shops sind auch die 
Nachwuchskräfte zwingend notwendig. 
Erreicht wurde, dass die Ausbildungsver-
hältnisse in der PVG gesichert sind. Aus-
zubildende, die in einem von einer Schlie-
ßung betroffenen Shop eingesetzt sind, 
wird angeboten, ihre Ausbildung in ei-
nem anderen Shop fortzuführen.  

Zwei Drittel der bisher für die Jahre 
2020/2021 geplanten Übernahmen von 
Nachwuchskräften werden trotz des ge-
planten Stellenabbaus realisiert. Diese 
Übernahmen erhöhen nicht die Zahl der 
geplanten Stellenstreichungen, das heißt, 
sie erfolgen „on Top“! „Damit wird eine 
weitere ver.di-Kernforderung erfüllt“, be-
tont Frank Schmidt, ver.di-Unterneh-
mensbetreuer für die PVG. „Das sichert 
Perspektiven und verhindert, dass junge 
gegen erfahrene Kräfte ausgespielt wer-
den. Das war uns besonders wichtig.“ 

Für weitere Details und die vielen wei-
teren Inhalte des Schutzpaketes stehen 
die Ansprechpartner in ver.di und beim 
ver.di-Betriebsrat zur Verfügung.   SIL
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Die 2019 bei IBM durchgeführte Ge-
fährdungsbeurteilung hat ein ein-
deutiges Ergebnis: Die Resultate sind 
bis auf wenige Ausnahmen signifi-
kant oder tendenziell signifikant 
besser als bei der ersten Befragung 
und korrelieren mit durchgeführten 
Maßnahmen. Seit 2014 gilt der zwi-
schen ver.di und IBM abgeschlosse-
ne Tarifvertrag Gesundheitsmanage-
ment. Auf Basis dieser Vereinbarung 
wurden in den vergangenen Jahren 
zahlreiche Maßnahmen zum betrieb-
lichen Gesundheitsschutz entwickelt 
und umgesetzt. Die nun vorgestell-
ten Ergebnisse einer Gefährdungsbe-
urteilung zeigen, dass ein mit ver.di 
tarifvertraglich geregelter betriebli-
cher Gesundheitsschutz erfolgreich 
ist.  

VON BERT STACH

Um überhaupt erst einmal zu einer wis-
senschaftlich fundierten Datenbasis und 
zu qualifizierten Maßnahmen zu gelan-
gen, bedarf es einer hochkarätigen wis-
senschaftlichen Begleitung. Prof. Dr. 
Andreas Krause ist Experte für Arbeit und 
Gesundheit an der Hochschule für Ange-
wandte Psychologie der Fachhochschule 
Nordwestschweiz und begleitet mit sei-
nem Team den betrieblichen Gesund-

heitsschutz bei IBM seit 2015 – sowohl 
bei Erhebungen als auch bei der Maßnah-
menentwicklung. „Die Befragungsergeb-
nisse zeigen auf, wo der Schuh bei IBM 
besonders drückt. Eindrücklich waren für 
mich die offenen Kommentare der Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter, die belegen, 
wie bedeutsam psychische Belastungen 
und auch die unmittelbare Arbeitsumge-
bung im Arbeitsalltag sind“, fasst Prof. Dr. 
Krause seine Eindrücke zusammen.

2016 lagen die Ergebnisse der ersten 
Beurteilung der psychischen Gefährdun-
gen bei IBM vor. In einer Befragung mit 
einer Beteiligung von deutlich mehr als 60 
Prozent und in zahlreichen Workshops 
hatten die IBMer*innen Auskunft über die 
Belastungen und Gefährdungen bei ihrer 
Arbeit gegeben. Die dominierende Farbe 
damals war „rot“, wenn man eine Ampel-
logik zur Bewertung herangezogen hätte: 
Arbeitsintensität, Zeitdruck, belastende 
Arbeitsaufgaben und Mängel in Arbeitsab-
läufen, eine demotivierende ergebnisori-
entierte Steuerung und Mängel im Füh-
rungsverhalten waren unter den Hauptge-
fährdungen ganz weit vorn. Ungefähr 150 
Maßnahmenvorschläge wurden von den 
Kolleg*innen bei IBM mit dem Ergebnis der 
ersten Gefährdungsbeurteilung gleich mit-
geliefert. „Die Verhandlungen über ange-
messene Maßnahmen mit der IBM waren 
damals sehr zäh“, erinnert sich Wolfgang 

Zeiher, der in der paritätisch besetzten 
IBM-Gesundheitskommission mitarbeitet, 
„aber am Ende konnten wir einiges bewe-
gen und auch ein Stück dazu beitragen, 
dass sich die IBM-Unternehmenskultur et-
was geändert hat.“

Seit 2016 wurden dann zahlreiche 
Maßnahmen ausgerollt, die die diagnosti-
zierten Hauptgefährdungen eliminieren 
oder abmildern sollten: Es gab wichtige 
Schulungen für Führungskräfte, um das 
Führungsverhalten zu verbessern und auch 
verschiedene Schulungen für Mitarbei-
ter*innen, um besser mit der Arbeitssitua-
tion umgehen zu können. Die IBM-Ge-
schäftsleitung positionierte sich klar zu 
einer Unternehmenskommunikation in 
deutscher Sprache und machte Vorgaben 
zu Grenzen der Verfügbarkeit, die es so 
vorher nie gegeben hatte. Neben speziel-
len Regeln in einzelnen Betrieben ent-
wickelte die Gesundheitskommission kon-
zernweite Regeln, die ab bestimmten 

Bert Stach
ver.di- 

Konzernbetreuer 
für IBM
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KOMM: Gibt es besondere Gefährdun-
gen und Herausforderungen an den 
Gesundheitsschutz in IT-Unternehmen?
Andreas Krause: „Arbeitsunterbre-
chungen, hohe Informationsmenge, 
Hin- und Herspringen zwischen ver-
schiedenen Aufgaben, Druck durch 
Deadlines oder die Notwendigkeit zum 
fortlaufenden Qualifizieren treten auch 
in anderen Branchen auf, sind aber in 
IT-Unternehmen vielfach besonders 
stark ausgeprägt. Besonders auffällig 
ist in IT-Unternehmen die hohe Verbrei-
tung flexibler, sehr ergebnisorientierter 
Arbeitsformen, die dann auch hohe 
Anforderungen an die Selbstorganisa-
tion und Teamfähigkeit aller Beschäf-
tigten stellen. Der Gesundheitsschutz 
muss deshalb einen Beitrag leisten, um 
gute Rahmenbedingungen für Selbst-
organisation zu schaffen. Wenn bei-
spielsweise agile Arbeitsformen in 
 einem IT-Unternehmen eingeführt wer-
den, dann bitte konsequent und ohne 
Mikromanagement. Mitarbeitende 
sollten zudem jeweils in einem stabilen, 
agilen Team integriert sein.“ 

KOMM: Wie bewerten sie die Durch-
führung der psychischen Gefährdungs-
beurteilungen bei IBM?
Andreas Krause: „Mir persönlich ge-
fällt bei IBM, dass die psychischen Ge-
fährdungen ernst genommen werden. 
Alle Akteure in den verschiedenen Gre-
mien, also in der Gesundheitskommis-
sion und in den Steuerungsgruppen, 
wollen etwas bewirken. Und die Ergeb-
nisse zeigen auch auf, wo Handlungs-
bedarf besteht. Mir begegnen keine 

grundsätzlichen Einwände, die ich in 
anderen Unternehmen durchaus höre. 
So werden psychische Gefährdungen 
bei IBM eben nicht als individuelles 
Problem abgetan, sondern als Verant-
wortung der ganzen Organisation 
wahrgenommen. Das ist eine wichtige 
Basis. Gleichzeitig stellt sich die Frage: 
Was kann von Deutschland aus ange-
sichts zentral vorgegebener Prozesse 
und Vorgaben umgesetzt werden? Es 
bleibt eine Herausforderung, wirklich 
den Ursachen der Gefährdungen auf 
den Leib zu rücken.“

KOMM: Welche Effekte haben die 
durchgeführten Maßnahmen zum Ge-

sundheitsschutz bei IBM aus ihrer Pers-
pektive?
Andreas Krause: „Wir können die 
Wirksamkeit einzelner Maßnahmen 
nicht im Detail beurteilen. Bemerkens-
wert finde ich jedoch die eindeutig 
positiven Tendenzen gegenüber 2015. 
Der Anteil der Mitarbeitenden, die 
beispielsweise Arbeitszeitsouveränität 
tatsächlich nutzen können oder per-
sönliche Anerkennung von ihrer direk-
ten Führungskraft erhalten, hat sich 
erhöht. In anderen Unternehmen treten 
solche positiven Effekte nach einer 
Gefährdungsbeurteilung vielfach nicht 
auf. Das sieht also gut aus. Doch die 
Kommentare der Mitarbeitenden ma-
chen auch deutlich, dass sich die Mit-
arbeitenden weitere konkrete Verbes-
serungen erhoffen und einfordern. Wie 
in anderen Unternehmen auch fragen 
sich viele Mitarbeitende: Warum sind 
die Arbeitsbedingungen nicht so, dass 
ich produktiv arbeiten kann?“ 

INTERVIEW

Prof. Dr. Andreas Krause ist Psychologe und seit 2006 Experte für Arbeit 
und Gesundheit an der Hochschule für Angewandte Psychologie der 
Fachhochschule Nordwestschweiz (FHNW). Dort leitet er das Weiterbil-
dungsprogramm CAS Betriebliches Gesundheitsmanagement. In Koopera-
tionsprojekten mit Unternehmen und nationalen Akteuren wie Gesund-
heitsförderung Schweiz geht sein 16-köpfiges Team unter anderem der 
Frage nach, wann sich moderne Arbeitsformen gesundheitsförderlich 
auswirken. Vor dem Wechsel an die FHNW war er an den Universitäten 
in Freiburg im Breisgau, Flensburg und Osnabrück tätig.

Er begleitet mit seinem Team den 
betrieblichen Gesundheitsschutz bei 
IBM seit 2015 – sowohl bei Erhebun-
gen als auch bei der Maßnahmenent-
wicklung.

Zeitsalden verpflichtende Abbaupläne 
vorschreiben. Hinzu kamen viele weitere 
Maßnahmen, die in den einzelnen Betrie-
ben der IBM in Deutschland entwickelt 
und passgenau umgesetzt wurden. Darü-
ber hinaus konnte die ver.di-Verhand-
lungskommission im IBM-Konzern in den 
Tarifrunden noch ein besonderes Budget 
heraushandeln, dass Präventivmaßnahmen 
oder eine besondere Ausstattung von 
Maßnahmen ermöglicht. 

Ein besonders gutes Beispiel für den 
betrieblichen Gesundheitsschutz mit Tarif-
vertrag ist der Umgang mit den als Gefähr-
dung festgestellten Mängeln in der Zu-
sammenarbeit in virtuellen Teams bezie-
hungsweise im sozialen Miteinander. Vir-
tuelle Teams sind in einem modernen 

IT-Unternehmen Normalität. Menschen 
mit unterschiedlichen Qualifikationen ar-
beiteten oft auch mit agilen Arbeitsmetho-
den von unterschiedlichen Standorten aus 
an gemeinsamen Projekten. Auch wenn 
dies meist zu guten Arbeitsergebnissen 
führt, zeigte die Beurteilung der psychi-
schen Gefährdungen dennoch eine klare 
Diagnose: Wenn auf Dauer Kolleg*innen 
zusammenarbeiten, die sich nie wirklich 
getroffen haben, kann das zu einer Ge-
fährdung werden. Eine Maßnahme im Sin-
ne des Arbeitsschutzgesetzes wären Ar-
beitstreffen. Durch das tarifvertraglich 
vereinbarte besondere Budget konnten 
daraus kleine Teamevents werden, die im-
mer wieder aus Arbeitsgruppen echte 
Teams werden ließen. 

Die 2019 durchgeführte Beurteilung der 
psychischen Gefährdungen ist damit 
eine Bestätigung des betrieblichen Ge-
sundheitsschutzes bei IBM auf Basis ei-
nes Tarifvertrages. Die Teilnahmequote 
von etwas über 50 Prozent war zwar 
etwas geringer als bei der ersten 
 Befragung, kann aber trotzdem als re-
präsentativ gelten. Die Ergebnisse sind 
bis auf wenige Ausnahmen signifikant 
oder tendenziell signifikant besser als 
bei der ersten Befragung und korrelieren 
mit durchgeführten Maßnahmen. „Das 
quasi alles besser ist bedeutet aber 
nicht, dass nun alles gut ist“, bewertet 
Wolfgang Zeiher das Ergebnis und stellt 
fest: „Es gibt weiterhin Handlungsbe-
darf.“
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Kaum Verbesserung durch KI
VER.DI-INNOVATIONSBAROMETER 2019

Die Einführung von Systemen Künst-
licher Intelligenz (KI) trägt bislang 
nur unzureichend zur Verbesserung 
der Arbeitsqualität bei, stattdessen 
drohen Arbeitsplatzabbau sowie 
eine höhere Arbeitsintensität und 
geringere Handlungsspielräume für 
die Beschäftigten. Das sind die 
 zentralen Befunde des „Innovations-
barometers 2019 – Künstliche Intelli-
genz“ der Vereinten Dienst leis tungs-
gewerkschaft (ver.di).

VON NADINE MÜLLER

Das ver.di-Innovationsbarometer er-
scheint alle zwei Jahre und gibt Auskunft 
über die Innovationsfähigkeit im Dienst-
leistungssektor. Das „ver.di-Innovations-
barometer 2019 – Künstliche Intelligenz“ 
basiert auf den Angaben von 990 ver.di- 
Arbeitnehmervertreterinnen und -Arbeit-
nehmervertretern in Aufsichtsräten, Be-
triebs- und Personalräten. Die Umfrage 
wurde im Mai und Juni 2019 durchge-
führt.

Die Ergebnisse der Umfrage zeigen 
deutliche Defizite beim Einsatz von 
KI-Systemen. So fürchten 66 Prozent der 
Befragten in betroffenen Unternehmen, 
dass die Zahl der Arbeitsplätze durch 
den KI-Einsatz sinken wird (nur drei Pro-

zent erwarten eine Zunahme). Zudem 
berichten 52 Prozent der Befragten von 
einer Zunahme der Arbeitsintensität (von 
einer Abnahme nur elf Prozent); 42 Pro-
zent der Befragten resümieren häufigere 
Störungen der Arbeitsabläufe (lediglich 
11 Prozent von weniger Störungen); 50 
Prozent der Befragten erkennen eine Zu-
nahme der Transparenz des Arbeits- und 
Leistungsverhaltens der Beschäftigten 
(nur 13 Prozent eine Abnahme); und 60 
Prozent der Befragten berichten von ei-
ner Verringerung der Handlungs- und 
Entscheidungsspielräume durch KI (nur 
vier Prozent von einer Ausweitung).

Diese Befunde bedeuteten nicht, dass 
KI generell zur Verbesserung der Arbeits-
qualität keinen Beitrag leisten könne. 
Derzeit stimmen aber die Bedingungen 
des KI-Einsatzes nicht. Die Umfrage 
zeigt, woran es vor allem hapert: an In-
formation und Mitbestimmung. Wenn 

32 Prozent der Befragten angeben, ih-
nen sei nicht einmal bekannt, ob in ih-
rem Unternehmen KI verwendet werde, 
muss sich die Informationspolitik der 
Unternehmensleitungen schleunigst än-
dern. 57 Prozent der Mitbestimmungs-
organe sind nicht an der Planung und 
Durchführung von KI-Projekten beteiligt. 
Aber gerade in diesem Bereich braucht 
es mehr und nicht weniger Mitbestim-
mung. Es ist dringend notwendig, die 
betrieblichen Mitbestimmungsorgane 
bei der Einführung von KI-Projekten 
frühzeitig stärker einzubeziehen. Nur so 
können deren Folgewirkungen richtig 
abgeschätzt und gut gestaltet werden. 
Der Gesetzgeber ist gefordert, die 
 entsprechenden Rechtsgrundlagen zu 
schaffen. Digitalisierung und Künstliche 
Intelligenz müssen so gestaltet werden, 
dass sie den Beschäftigten sowie dem 
Schutz und dem Ausbau der Arbeitneh-
merrechte dienen.

Den ver.di-Innovationsbarometer gibt 
es als Broschüre und digital unter:
  www.innovation-gute-arbeit. 

verdi.de/innovation/innovations 
barometer

 Oder einfach den 
 neben stehenden   
QR-Code scannen

Nadine Müller
Leiterin Bereich 

Innovation  
und Gute Arbeit
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Folgen von Künstlicher Intelligenz für die Arbeitsbedingungen in Unternehmen,  
in denen damit gearbeitet wird 

Alles in allem: Wir wirkt sich der Einsatz von KI aktuell Ihrer Meinung nach aus?

nimmt/nehmen zu bleibt/bleiben gleich nimmt/nehmen ab Weiß nicht

n = 121-225, Quelle: ver.di-Innovationsbarometer 2019, INPUT Consulting

Die Anzahl der Arbeitsplätze ...

Die Arbeitsintensität ...

Unwägbarkeiten bzw. Störungen 
im Arbeitsprozess ...

Die Transparenz des Arbeits- und
Leistungsverhaltens der Beschäftigten ...

Die Entscheidungs- und Handlungs-
spielräume der Beschäftigten ...

Die Kompetenz- und 
Qualifikationsanforderungen ...

3%

52% 36% 8% 4%

42% 34% 11% 13%

50% 29% 13% 8%

4% 31% 60% 5%

51% 23% 23% 3%

26% 66% 5%

http://www.innovation-gute-arbeit.verdi.de/innovation/innovationsbarometer
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KÜNSTLICHE INTELLIGENZ

Künstliche Intelligenz (KI) wird auch 
auf europäischer Ebene intensiv dis-
kutiert. Der Dachverband für den 
IKT-Sektor, UNI Europa ICTS, hat ge-
meinsam mit seinen Mitgliedsge-
werkschaften Positionen und Hand-
lungsempfehlungen zu KI entwickelt 
und im November 2019 veröffent-
licht. Diese Positionen werden die 
europapolitische Lobbyarbeit in 
Brüssel ebenso wie die sozialpart-
nerschaftlichen und gewerkschaft-
lichen Dialoge auf europäischer Ebe-
ne prägen.

VON ASTRID SCHMIDT

KI-Systeme entwickeln sich in rasantem 
Tempo weiter – aufzuhalten sind sie 
nicht. Aber sie sind gestaltbar. Das betrifft 
sowohl die Auswirkungen und Einsatz-
felder als auch die Entwicklungsprozesse. 
Die Positionen von UNI Europa ICTS re-
flektieren die Anforderungen an Gewerk-
schaften und Arbeitnehmervertretungen 
sowie die thematischen Herausforderun-
gen, benennen aber auch Chancen und 
Risiken, die sich aus der Entwicklung und 
Implementierung von KI-Systemen erge-
ben. Dabei gilt als handlungsleitend, dass 
der Mensch die Kontrolle über die Ma-
schinen und Systeme behält – eine Maxi-
me, die auch der im Mai 2019 veröffent-
lichten ver.di-Position zugrunde liegt, die 
u. a. beinhaltet, dass KI transparent und 
jederzeit beherrschbar sein müsse und 
dass Maschinen niemals Menschen etwas 
befehlen dürfen. 

Beteiligung einfordern

Die Einführung von KI hat Konsequenzen, 
die von unglaublicher, auch ethischer 
Tragweite sein können. UNI Europa ICTS 
appelliert deshalb an die gewerkschaft-
liche und betriebliche Mitbestimmung, 
sich aktiv und von Beginn an in den Pro-
zess der Entwicklung, Gestaltung, Regu-

lierung und Umsetzung einzubringen. 
Diese Beteiligung muss eingefordert wer-
den und sie muss all diejenigen einbezie-
hen, die in diesem Transformationspro-
zess eine Rolle spielen. Dazu gehören auf 
Arbeitnehmer*innenseite neben den Mit-
bestimmungsorganen auch die Expert*in-
nen und die Betroffenen, sprich, die 
 Beschäftigten. Zentral ist zudem nicht 
alleine die Gestaltung vor allem durch 
 Tarifverträge, sondern auch die Sensibili-
sierung für das Thema und das Aufzeigen 
von Handlungsfeldern, die sich durch KI 
ergeben. Dabei gilt es, gemeinsame Wer-
te zu vermitteln und zu schützen. Für die 
zentralen Felder werden Handlungsemp-
fehlungen formuliert. Drei Themen ste-
hen dabei im Fokus: Datenerfassung und 
Datenverwaltung, Ausbildung und Quali-
fikation sowie die Frage nach einem fai-
ren und gerechten Übergang. 

Die unermessliche Brisanz  

Kaum ein KI-System kommt ohne Daten 
aus. Damit haben auch Beschäftigten-
daten und die Frage nach deren Erfas-

sung, Kontrolle und Auswertung erhebli-
che Bedeutung. UNI Europa ICTS sieht die 
Herausforderungen insbesondere auf drei 
Feldern: der Datenerfassung, der Daten-
verwaltung und der Gefahr verzerrter Da-
tenanalyse. Neben den massiven Risiken 
in Hinblick auf Arbeitsbedingungen, Per-
sönlichkeitsrechte und Kontrollmöglich-
keiten wird auch der Aspekt diskutiert, 
wie Gewinne verteilt werden, die durch 
von Beschäftigten generierte Daten be-
ziehungsweise Beschäftigtendaten erzielt 
werden. Problematisiert wird zudem die 
vermeintliche Neutralität von KI-Systemen 
– diese sei nicht gegeben und es gelte zu 
beachten: „Die Ethik und die Werte der 
Menschen, die KI-Systeme konstruieren, 
und der Organisationen, die sie einsetzen, 
werden die Ethik und die Werte der Sys-
teme beeinflussen.“ Systeme müssen re-
gelmäßig überprüft werden und es seien 
geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um 
Fairness sicherzustellen.

Die Auswirkungen auf die Arbeitswelt 
gilt es gestaltend und regulierend zu be-
gleiten. Hier spielt sowohl das Thema der 
kontinuierlichen (Weiter)Bildung eine zen-
trale Rolle, als auch die Frage danach, wie 
der Übergang sozialverträglich gestaltet 
werden kann. Denn, so das Fazit von UNI 
Europa ICTS: „Wir wollen einen fairen und 
gerechten Übergang zu einer Gesellschaft, 
in der alle von KI-Systemen profitieren, 
niemand zurückgelassen wird und die Fä-
higkeiten und Kompetenzen der einzelnen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
respektiert und geschätzt werden.“

UNI Europa ICTS positioniert sich

Astrid Schmidt
Referentin im 
ver.di-Bereich 

Innovation und 
Gute Arbeit 

sowie im Fach-
bereich TK/IT
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Ausführliche Positionen und Hand-
lungsempfehlungen können unter 
www.verdi.de/themen/
standpunkte-digital nachgelesen 
werden.

Auch ver.di hat bereits 2019 Positio-
nen zu KI veröffentlicht: „Künstliche 
Intelligenz und Gute Arbeit gestalten. 
Wir mischen uns ein, gestalten, re-
geln – mit Euch gemeinsam!“. Diese 
sind in die UNI Europa ICTS-Positio-
nen mit eingeflossen. Sie können 
unter  innovation-gute-
arbeit.verdi.de/themen/digitale-
arbeit/beschluesse-und-positionen
nachgelesen werden.

Die Position von
Uni eUroPa iCts zUr 
künstliChen intelligenz
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Die Broschüre kann unter
 https://tinyurl.com/u7ybgxd
heruntergeladen werden.

Oder einfach den 
nebenstehenden 
QR-Code scannen

�https://tinyurl.com/u7ybgxd
https://www.verdi.de/themen/standpunkte-digital
https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/themen/digitale-arbeit/beschluesse-und-positionen
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Ein Airbus für die TK-Branche 
Huawei ist bei deutschen Politikern und in der Öffentlichkeit in diesen Wo-
chen zum Synonym für die kritische Einstellung gegenüber chinesischer In-
dustriepolitik geworden. Seit Jahren bauen alle deutschen Netz betreiber mit 
dem erfolgreichen  chinesischen Produzenten die Telekommunikationsnetze 
aus oder modernisieren veraltete Anlagen. Eine Dumping-Strategie von Hua-
wei hat weitgehend europäische Netzausrüster aus dem Markt verdrängt. 
Lange hat die Politik diese Entwicklung geduldet und begünstigt.

VON CHRISTOPH HEIL

Der chinesische Ausrüster Huawei ist in 
Europa deshalb so erfolgreich, weil das 
Unternehmen technologisch gleichauf ist 
mit Cisco, Ericsson oder Nokia. Huawei 

bietet aber seine Dienstleistungen un-
schlagbar günstig an. Sinkende Endkun-
denpreise bei gleichzeitig stetig steigen-
den Leistungen, erhöhen den Druck auf 
die Netzbetreiber, die Kosten im Zaum 
zu halten. Hinzu kommen hohe Ausbau-
verpflichtungen und eine enorme Erwar-
tungshaltung bei der Flächenversorgung 
mit Breitband.

Kritische Infrastruktur

Was lange brauchte, um sich in den Köp-
fen von Bundestagsabgeordneten und 
Ministerialbeamten zu etablieren, ist 
endlich mit brachialer Vehemenz zum 
Dauerbrenner geworden. Viele Men-

schen reden häufig und in allen mögli-
chen Zusammenhängen von Digitalisie-
rung. Digitalisierung braucht Netze, um 
die extrem stark wachsende Flut von 
Daten möglichst schnell und sicher von 
A nach B zu transportieren. Die Telekom-
munikations-Infrastruktur ist die Basis für 
die wirtschaftliche und technologische 
Entwicklung des Standorts Deutschland, 
für die Sicherheit im Staat, für die Leis-
tungsfähigkeit unserer Wirtschaft und 
für die Gestaltung unserer Privatsphären. 
Die Netzinfrastruktur ist der Blutkreislauf 
für den Leistungssportler Deutschland. 
Sind die Adern zu eng, sind Höchstleis-
tungen nicht möglich. Oft wird deshalb 
von einer kritischen Infrastruktur gespro-
chen.

Hohe Abhängigkeit

Netzbetreiber bauen ihre Netze schon 
längst nicht mehr selbst, sondern holen 
sich technologische und handwerkliche 
Hilfe bei Netzausrüstern. Namhafte Pro-

Christoph Heil 
ver.di-Bereich 
Mitbestimmungs- 
und  
Branchenpolitik 
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duzenten wie Siemens (Deutschland), 
Alcatel-Lucent (Frankreich/Kanada) sind 
längst vom Markt verschwunden. Ande-
re namhafte Netzausrüster spielen auf 
dem europäischen Markt nur noch eine 
untergeordnete Rolle. Darunter befinden 
sich berühmte Marken wie Nokia (Finn-
land), Ericsson (Schweden), Cisco (USA), 
Samsung (Korea) oder ZTE (China). Klei-
ne deutsche Produzenten, wie Adva Op-
tical (Meiningen) spielen derzeit keine 
Rolle, wenn Telekom, Vodafone oder 
Telefónica die Aufträge für den 4G- und 
5G-Netzausbau vergeben. 

Dafür ist Huawei beim Netzausbau 
omnipräsent. Die Chinesen spielen bei 
allen drei deutschen Netzbetreibern eine 
herausragende Rolle. ver.di schätzt den 
Marktanteil von Huawei bei 4G auf rund 
40 Prozent. Der kapitalstarke chinesische 
Anbieter hat mit staatlicher Unterstüt-
zung Chinas sehr viel Ressourcen in For-
schung und Entwicklung investiert und 
mit viel Geld Patente gekauft. Sie haben 
es geschafft, mit attraktiven Preisen Auf-
trag für Auftrag für Netzmodernisierung 
und Netzausbau zu gewinnen. Huaweis 
niedrige Kosten drücken die Kosten für 

die Netzbetreiber und am Ende auch die 
Endkundenpreise. Das ist eines der Ziele, 
die von der Politik und der Regulierung 
seit der Privatisierung verfolgt wird: 
Hohe Leistungsfähigkeit der Netze zu 
möglichst niedrigen Preisen bei einem 
agilen Wettbewerb.

Sicherheitsrisiko versus Vernunft

Donald Trump hat Huawei als Sicher-
heitsrisiko für die westlichen Demokra-
tien ausgerufen. Mittlerweile folgen vie-
le europäische Politiker und Minister 
dieser Einschätzung. Das obwohl weder 
das Bundesamt für Sicherheit in der In-
formationstechnik (BSI) noch Geheim-
dienste bislang eine Spionagelücke bei 
den Huawei-Produkten nachweisen 
konnten. Trotzdem fordern viele Politi-
ker, Huawei schnellstmöglich aus den 
deutschen Telekommunikationsnetzen 
zu verbannen. Ein Schritt, den alle betei-
ligten Netzbetreiber als unmöglich er-
achten, ohne den Breitbandausbau spür-
bar auszubremsen. Eine breite 5G-Flä-
chenversorgung ohne Huawei ist derzeit 
aus Sicht von Vodafone, Telefónica und 
Deutsche Telekom nicht möglich.

Konstruktive Industriepolitik

ver.di betrachtet den schnellen Aus-
schluss von Huawei als Netzausrüster, 
derzeit für utopisch. Die Abhängigkeit 
der Netzbetreiber ist zu groß, um schnell 
eine Alternative zu finden. Sinnvoll wäre 
es, einen europäischen, wettbewerbsfä-
higen Ausrüster zu entwickeln. Als Vor-
lage könnte Airbus dienen. 1970 wurde 

eine europäische Kooperation für den 
Flugzeugbau gegründet, die sich durch 
eine gezielte europäische Industriepolitik 
mittlerweile zu einem der größten Flug-
zeugbauer weltweit entwickelt hat. Die 
Motivation bei der Airbus-Gründung war 
1970 ähnlich wie heute. Es fehlte ein 
europäischer Wettbewerber, die Abhän-
gigkeit von amerikanischen und russi-
schen Firmen schien damals bedenklich. 
Man sah den Flugzeugbau in punkto 
Sicherheit und Wettbewerbsfähigkeit 
ähnlich wie heute die Telekommunika-
tionsinfrastruktur. Die gezielte, gemein-
schaftliche Förderung einer Hightech- 
Industrie hat Airbus zum dem gemacht, 
was es heute ist. Das muss auch für ein 
Technologieprojekt im Telekommunika-
tionsnetzbau möglich werden.

Die Basis wäre mit Nokia und Ericsson 
vorhanden. Das Ziel wäre klar: Spätes-
tens mit der nächsten Netzwerkgenera-
tion muss eine echte europäische Alter-
native bei den Netzwerkausrüstern mit 
wettbewerbsfähigen Angeboten am 
Markt sein. Das braucht politischen Wil-
len, finanzielle Förderung und gesetz-
liche Rahmenbedingungen, sprich: Es 
braucht eine politische Industriepolitik.

ver.di fordert deshalb die Politik in 
Deutschland und Europa auf, den Blick 
zu heben und eine langfristige Netzstra-
tegie zu entwickeln, die einen europäi-
schen Ausrüster auf die Spur bringt. Es 
braucht ein europäisches Unternehmen, 
das auf Augenhöhe mit Huawei oder 
Cisco Netzbetreiber weltweit mit einer 
führenden Technologie ausstatten kann. 
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Im Herbst 2019 gründete sich unter dem Eindruck der 
umstrittenen branchenpolitischen Themen (5G-Lizenzver-
gabe, National Roaming, Huawei) auf Impuls der ver.di 
ein übergreifender Arbeitskreis. Michael Sommer, lang-
jähriger DGB-Vorsitzender und viele Jahre Mitglied im 
Aufsichtsrat der Deutschen Telekom AG, hat die Leitung 
übernommen. Unterstützt wird die Gruppe von der Fried-
rich-Ebert-Stiftung. Mitglieder sind unter anderem die 
Konzernbetriebsratsvorsitzenden von Deutsche Telekom, 
Telefónica Deutschland und Vodafone Deutschland, Ver-
treter von IG Metall und ver.di, sowie weitere Sachver-
ständige.
Michael Sommer zur Huawei-Thematik: „Der wilde Aktio-
nismus zur Demontage von Huawei-Hard- und Software in der Infrastruktur 
deutscher TK-Netzbetreiber, würde einen schnellen 5G-Ausbau verschleppen. 
Das kann sich Deutschland nicht leisten! In unserem Arbeitskreis herrscht Einig-
keit darin, dass ein nachhaltiger industriepolitischer Ansatz zur Etablierung eines 
wettbewerbsfähigen europäischen Netzausrüsters der bessere Weg ist. Das geht 
nicht von heute auf morgen und das braucht politischen Willen. Ein starker euro-
päischer Netzausrüster würde den Führungsanspruch Europas bei der Digitalisie-
rung unterstreichen.“

BRANCHENARBEITSKREIS GEGRÜNDET

Michael Sommer 
leitet den Branchen-
arbeitskreis



12 

mehr Zeit für ihre Kinder. Unternehmen 
erschließen sich das Potential einer hoch-
motivierten und verantwortungsbewuss-
ten Zielgruppe und sichern so ihren Fach-
kräftenachwuchs.

Für wen ist eine Berufsausbildung in 
Teilzeit möglich?
In der neuen Fassung des (BBiG) 2020 
wurde durch Paragraf 7a der bisherige 
Adressat*innenkreis erweitert. Neben 
 Alleinerziehenden oder Personen, die An-
gehörige pflegen, können nun auch Men-
schen mit Behinderungen oder lern be-
einträchtigte Personen von einer Teilzeit-
berufsausbildung profitieren. Auch Ge-
flüchteten, die neben einer Ausbildung 
erwerbstätig sind, um die Familie finan-
ziell zu unterstützen, kann dieses Format 
der Ausbildung dienen. Der neue Geset-
zestext ist so formuliert, dass alle Interes-
sierten, diesen Ausbildungsweg wählen 

können. Die Voraussetzung ist wie 
bisher, dass sich der ausbildende 

Betrieb und Auszubildende einig 
sein müssen.

Die zwei Varianten der 
Teilzeitausbildung

Gleichbleibende Ausbil-
dungszeit: Für Auszubil-
dende unter 18 Jahren 
verkürzt sich die wö-
chentliche Arbeitszeit. Die 
gesamte Ausbildungszeit 
verlängert sich dabei je-

doch nicht. Die Arbeitszeit 
beträgt in diesem Fall min-

destens 25 Stunden, wobei 
die Berufsschulzeit angerech-

net wird. (Für Volljährige ist 
noch offen, wie die Schulstunden 

angerechnet werden.)
Verlängerte Ausbildungszeit: 

Wer weniger als 25 Stunden pro Woche 
arbeiten will, muss in Kauf nehmen, dass 
sich dadurch die Ausbildungszeit um ma-
ximal das 1½-fache der regulären Ausbil-
dungsdauer verlängert. Die Regelung der 
Gesamtarbeitszeit ist jedoch vom Einzel-
fall abhängig. Genaue Infos gibt es auch 
von der zuständigen Stelle (siehe Kasten). 
Oder gerne bei eurer ver.di-Jugend vor 
Ort. 

ACHTUNG: Die Berufsschulzeit kann bei 
keiner Variante verkürzt werden, Auszu-
bildende müssen den Unterricht also 
komplett und in Vollzeit besuchen!

Rechtliches

Den rechtlichen Rahmen für die Aus-
bildung legt das BBiG fest. Darin regelt 
Paragraf 7a die Verkürzung und Verlän-
gerung der Ausbildungszeit:

Abs. (1) Es ist grundsätzlich möglich, 
eine Berufsausbildung in Teilzeit durch-
zuführen. Im Berufsausbildungsvertrag 
ist für die gesamte Ausbildungszeit oder 
für einen bestimmten Zeitraum der Be-
rufsausbildung die Verkürzung der tägli-
chen oder der wöchentlichen Ausbil-
dungszeit zu vereinbaren. Die Kürzung 
der täglichen oder der wöchentlichen 
Ausbildungszeit darf nicht mehr als 50 
Prozent betragen.

Abs. (2) Die Dauer der Teilzeitberufs-
ausbildung verlängert sich entsprechend, 
höchstens jedoch bis zum Eineinhalb-
fachen der Dauer, die in der Ausbil-
dungsordnung für die betreffende Be-
rufsausbildung in Vollzeit festgelegt ist. 
Die Dauer der Teilzeitberufsausbildung 
ist auf ganze Monate abzurunden.

Diese Artikel haben wir von der ver.di- 
Jugend übernommen:
  www.jugend.verdi.de

Oder einfach den 
 neben stehenden   
QR-Code scannen

Junge Eltern oder zuständig für die 
Pflege von Angehörigen? Kein 
Grund, auf eine gute Ausbildung zu 
verzichten! Mit der Teilzeitausbil-
dung bleiben Auszubildende im Be-
ruf und bekommen für ihre Ausbil-
dung eine Vergütung.

Wenn die Herausforderungen von Familie 
und Berufsausbildung zusammenkom-
men, wenn Auszubildende gerade Nach-
wuchs bekommen haben oder Angehöri-
ge pflegen, bleibt oft kaum noch Zeit zu 
atmen. Knappe Zeit und knappe Kräfte 
können dabei auch die Wahl der Ausbil-
dung beeinflussen oder einen Abschluss 
verhindern. Das muss nicht sein: Es gibt 
die Teilzeitausbildung und zwar in allen 
Ausbildungsberufen des dualen Systems!

JUGEND

Vollzeit zufrieden in der 
Teilzeitausbildung! 

Für jeden Ausbildungsberuf gibt es 
eine bestimmte Kammer oder Behör-
de, die sogenannte zuständige Stelle. 
Sie fördert deine Berufsausbildung 
und überwacht die ordnungsgemäße 
Durchführung. So berät die zuständi-
ge Stelle nicht nur Betriebe oder 
Dienststellen rund um die Ausbil-
dung, sondern auch dich, wenn du 
beispielsweise Fragen zum berufli-
chen Aufstieg nach deinem Ausbil-
dungsabschluss hast.
Neben der IHK gibt es weitere zu-
ständige Stellen, im öffentlichen 
Dienst sind dies meistens eigene Be-
hörden(teile). Wenn du Kontakt zu 
deiner zuständigen Stelle aufnehmen 
willst, melde dich bei deiner JAV, 
deinem Betriebs- oder Personalrat.

ZUSTÄNDIGE STELLE

Im Gesetz verankert

Seit 2005 ist die zeitlich flexible Teil-
zeitausbildung im Berufsbildungsgesetz 
(BBiG) verankert. Unternehmen und Aus-
zubildende profitieren gleichermaßen von 
diesem Modell: Junge Eltern haben dank 
der reduzierten wöchentlichen Arbeitszeit 

Foto: ©Robert Kneschke – stock.adobe.com

http://www.jugend.verdi.de


13  KOMM   01/2020

Änderungen für Auszubildende

Das neue Berufsbildungsgesetz (BBiG) 
bringt so einige Veränderungen mit sich. 
Auf die zentralen Punkte gehen wir hier 
ein:

comment-alt-exclamation Freistellung Berufsschule
Nun dürfen auch volljährige Auszubil-
dende nach einem langen Berufsschul-
tag nicht mehr verpflichtet werden, in 
den Betrieb zurückzukehren. Denn allen 
Auszubildenden, unabhängig vom Alter, 
wird eine gesetzlich abgesicherte 
Freistellung für die Berufsschule ge-
währt.

comment-alt-exclamation Freistellung zur 
 Prüfungsvorbereitung
Für die Vorbereitung auf Prüfungen wird 
es eine bezahlte Freistellung des un-
mittelbar letzten Arbeitstages vor allen 
schriftlichen Abschlussprüfungen geben.

comment-alt-exclamation  Lernmittelfreiheit
Fachliteratur fällt nun auch unter die 
Lernmittelfreiheit und muss nicht von 
den Auszubildenden bezahlt werden.

comment-alt-exclamation  Mindestausbildungsvergütung
Erstmals gibt es eine gesetzliche untere 
Grenze bei der Ausbildungsvergütung. 
Sie wird für alle neuen Ausbildungsver-
träge ab sofort bei 515 Euro liegen. Der 
Betrag wird in drei Schritten bis 2023 
auf 620 Euro (1. Ausbildungsjahr) bis 
868 Euro (4. Ausbildungsjahr) angeho-
ben.

Daran anschließend wird es eine jähr-
liche Anpassung an die bundesweite 
durchschnittliche Ausbildungsvergütung 
geben.

Die Mindestausbildungsvergütung gilt 
grundsätzlich auch für außerbetriebliche 
Berufsausbildungen. 

comment-alt-exclamation  Änderungen für Studierende
Beim BAföG hat sich bereits zum Win-
tersemester 2019/20 einiges geändert. 
Fördersätze und Freibeträge für das Ein-
kommen der Eltern wurden angehoben 
sowie die Wohnkostenpauschale er-
höht.

Ab April 2020 ändert sich die Höhe 
der Raten für die BAföG-Rückzah- 
lung von 105 Euro auf 130 Euro monat-
lich.

Zum Wintersemester 2020/21 werden 
die Fördersätze erneut angehoben und 
auch der Vermögensfreibetrag steigt 
von 7500 Euro auf 8200 Euro.

comment-alt-exclamation  Versicherungen
Die Gesamteinkommensgrenze bei der 
Familienversicherung steigt auf 455 Euro 
netto im Monat. Bei einem Minijob 
bleibt sie unverändert bei 450 Euro im 
Monat.

Für Studierende steigt der monatliche 
Mindestbeitrag in der freiwilligen Kran-
ken- und Pflegeversicherung auf insge-
samt mindestens 181,06 Euro bzw. 
183,72 Euro für Kinderlose ab 23 Jahren 
plus gegebenenfalls einem kassenabhän-
gigen Zusatzbeitrag.

Wer Einnahmen oberhalb der neuen 
Mindestbemessungsgrundlage von 
1061,67 Euro erzielt, zahlt entsprechend 
höhere Beiträge.

Die studentische Pflichtversicherung 
ist schon mit Beginn des Wintersemes-
ters 2019/20 auf 76,04 Euro pro Monat 
gestiegen. Der Beitrag zur Pflegeversi-
cherung stieg auf 22,69 Euro bzw. 24,55 
Euro für Kinderlose über 23 Jahre.

Die Begrenzung der studentischen 
Pflichtversicherung zum 14. Fachsemes-
ter entfällt. Ab sofort gilt nur noch die 
Altersgrenze – die Vollendung des  
30. Lebensjahres. Somit wird auch der 
Übergangstarif in der freiwilligen Versi-
cherung gestrichen.

Generelle Änderungen

comment-alt-exclamation   ALG II und Sozialgeld:  
Regelsätze steigen

Die ALG II-Regelsätze steigen, sodass 
zukünftig ein Regelbedarfsanspruch auf 
432 Euro im Monat für Alleinstehende 
bzw. Alleinerziehende besteht. In Be-

darfsgemeinschaften erhöht sich der 
Regelsatz auf 389 Euro pro Partner*in.

Die Sozialgeldsätze für Kinder zwi-
schen 6 und 13 Jahren steigen auf 308 
Euro im Monat, ebenso die für Jugend-
liche im Alter von 14 bis 18 Jahren auf 
328 Euro im Monat. Die Sätze für Kinder 
bis 6 Jahre steigen auf 250 Euro im Mo-
nat.

Weitere Regelsätze findet 
ihr auf der Seite der Bundes-
regierung: 

comment-alt-exclamation  Gesetzliche Krankenversicherung:  
Zusatzbeitragssatz steigt

In der gesetzlichen Krankenversicherung 
steigt der Zusatzbeitragssatz auf 1,1 Pro-
zent. Dieser Beitrag dient dabei den 
Krankenkassen als Richtwert, um die in-
dividuellen Zusatzbeitragssätze festlegen 
zu können. Dieser Beschluss ist jedoch 
nicht bindend für die Kassen.

comment-alt-exclamation  Mindestlohn steigt
Der gesetzliche Mindestlohn steigt auf 
9,35 Euro pro Stunde. Alle zwei Jahre 
wird die gesetzliche Lohnuntergrenze 
neu festgelegt. Deshalb wird die Min-
destlohn-Kommission im nächsten Jahr 
wieder über eine Anhebung des Min-
destlohns beraten.

comment-alt-exclamation  Steuergrundfreibetrag steigt
Der Steuergrundfreibetrag steigt  
auf 9408 Euro pro Jahr. Der Kinderfrei-
betrag wird – wie schon im Vorjahr –  
um 192 Euro angehoben. 

Weitere  Informationen 
dazu findet ihr auf der Seite 
des BMFSFJ:  

comment-alt-exclamation  Wohngeldreform
Die Wohngeldreform ist zum 1. Januar 
2020 in Kraft getreten. Es ist leider 
schwer, konkrete Zahlen zu nennen. 
Grund dafür sind zum einen die Komple-
xität der Berechnung und zum anderen 
die regionale Staffelung der zu berück-
sichtigenden Mietsätze.

Die Reform verfolgt aber das Ziel, 
dass deutlich mehr Haushalte einen 
Wohngeldanspruch bekommen und der 
Mietzuschuss erhöht wird.

Aber eines bleibt unverändert: Wir 
werden auch in diesem Jahr alles für 
bessere Arbeits- und Lebensbedingun-
gen unserer Mitglieder geben!

JUGEND

Das erwartet euch im neuen Jahr

2020 gibt es jede Menge 
Änderungen für Auszubildende, 
Studierende und junge Beschäf-
tigte. Damit ihr nicht den 
Überblick im Gesetzes-Dschun-
gel verliert, haben wir euch die 
relevantesten gesetzlichen 
Änderungen zusammengestellt. 

comment-alt-exclamation

https://www.bundesregierung.de/breg-de/suche/regelsaetze-1666914
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/familie/familienleistungen/freibetraege-fuer-kinder/freibetraege-fuer-kinder/73890
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Der Preis Demokratie im Betrieb wurde am 3. Dezember 2019 von Arbeit 
und Leben DGB/VHS NRW e.V. bereits zum sechsten Mal vergeben. Die 1949 
gegründete Einrichtung für politische und soziale Bildung feierte in der Alten 
Kämmerei Düsseldorf an diesem Abend zugleich ihr 70-jähriges Bestehen.

„Mit dem Preis Demokratie im Betrieb 
 rücken wir diejenigen ins Rampenlicht, 
die sonst eher im Stillen agieren. Erfah-
rungsgemäß empfinden sie selbst ihr 
Handeln häufig als selbstverständlich. Das 
ist es aber keinesfalls“, ordnete Jürgen 
Pohl, Vorsitzender von Arbeit und Leben 
NRW, die Vergabe der Preise ein. 

Mit dem Preis Demokratie im Betrieb 
werden alle zwei Jahre Menschen, Gremi-
en und Initiativen ausgezeichnet, die sich 
in besonderem Maße für eine demokrati-
schere Arbeitswelt einsetzen. „Betriebs-
räte sind Pfeiler der Demokratie und der 
Sozialen Marktwirtschaft, denn sie schaf-
fen einen Ausgleich zwischen den Inter-
essen der Belegschaften und der Arbeit-
geber. Sie tragen zur Gestaltung und  
zum Erhalt guter Arbeitsbedingungen bei. 
Und von guten Arbeitsbedingungen pro-
fitieren nicht nur die Beschäftigten, son-
dern auch die Betriebe“, betonte Josef 
Laumann, Arbeitsminister von Nord-
rhein-Westfalen und Schirmherr des Prei-
ses, bei seiner Begrüßung zu der Preisver-
leihung.

In diesem Jahr wurden gleich fünf Prei-
se vergeben, die das vielfältige Engage-
ment in der Arbeitswelt würdigen. Den 
Einsatz des Konzernbetriebsratsvorsitzen-
den Jupp Bednarski gegen Rechtsextre-
mismus und Fremdenfeindlichkeit bei der 

Deutschen Telekom würdigte die Jury mit 
dem ersten Preis. Durch seine klare poli-
tische Positionierung und innovative Be-
triebsratsarbeit hatte sich Jupp Bednarski 
dem Aufkeimen von Rassismus in sozialen 
Medien und im Betrieb effektiv entgegen-
gestellt. Mit inhaltlichen Beiträgen und 
Fotoaktionen bei Veranstaltungen und in 
den sozialen Medien setzte der Konzern-
betriebsrat zunächst ein starkes Zeichen 
für die Belegschaft. Aufgrund der klaren 
Kante und durch die Einbindung der Be-
triebsöffentlichkeit ist es gelungen, mit 
dem Arbeitgeber Social-Media-Guidelines 
zu verhandeln, die Sanktionen ermögli-
chen und deren Einhaltung gemeinsam 
überwacht wird.

„Dem vorbildlichen Engagement von 
Jupp Bednarski ist es zu verdanken, dass 
es bei der Deutschen Telekom AG auch in 
der digitalen Welt keinen Raum für Rassis-
mus und Fremdenfeindlichkeit gibt“, wür-
digte Maria Springenberg-Eich, Leiterin 
der Landeszentrale für politische Bildung 
Nordrhein-Westfalen, den Einsatz.  PM

Ausführliche Informationen: 
  https://tinyurl.com/vepnuyz

 Oder einfach den 
 neben stehenden   
QR-Code scannen

ARBEIT UND LEBEN NRWSEMINARE
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Jupp Bednarski ausgezeichnetBildungsangebote 
für Vertrauensleute
Der Landesfachbereich Nordrhein- 
Westfalen bietet eigene Seminare für 
seine Vertrauensleute (VL) an. Diese 
Seminare werden aus Eigenmitteln 
finanziert und  ehrenamtlich durch-
geführt.
Sie sind als abwechslungsreicher Mix 
aus Vorträgen, Präsentationen, Be-
arbeitung von Themen in Arbeits-
gruppen und Diskussionen im Plen-
um gestaltet. Die Seminare finden in 
den ver.di-Bildungsstätten in Biele-
feld oder in Gladenbach statt. Die 
Teilnahme ist für die Vertrauensleute 
des ver.di-Landesfachbereichs Nord-
rhein-Westfalen kostenfrei.

Grundlagen:
  6. bis 8. April 2020 

Sondertermin für VL unter  
35 Jahren in Gladenbach

  20. bis 22. April 2020  
in Bielefeld

  8. bis 10. Juni 2020  
in Gladenbach

  12. bis 14. Oktober 2020  
Sondertermin für VL unter  
35 Jahren in Hattingen

  24. bis 26. August 2020  
in Bielefeld

Aufbauseminar
  26. bis 28. Oktober 2020  

in Bielefeld

Tarifseminare
   17. bis 19. August 2020  

in  Gladenbach
  5. bis 7. Oktober 2020 in Bielefeld

Gute Arbeit –  
Indirekte Steuerung
  28. bis 30. September 2020  

in Gladenbach

Kommunikation 1
  2. bis 4. März 2020 in Gladenbach

„Stress lass nach“
  27. bis 29. April 2020 in Bielefeld

Ausführliche Informationen: 
  https://tk-it-nrw.verdi.de/ 

service/seminare/

 Oder einfach den   
neben stehenden   
QR-Code scannen

https://tinyurl.com/vepnuyz
https://tk-it-nrw.verdi.de/service/seminare/
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Die sprunghafte Beitragserhöhung 
für die Pflegeversicherung für 2020, 
welche zum Teil zwischen 30 und 50 
Prozent beträgt, liegt maßgeblich an 
den gesetzlichen Vorschriften für die 
Beitragskalkulation in der privaten 
Pflegeversicherung (PPV). 

VON HOLGER EISENHARDT

Demnach darf der Beitrag immer nur 
dann angepasst werden, wenn mindes-
tens eine der folgenden Voraussetzun-
gen vorliegt: Die Leistungsausgaben 
weichen um mehr als fünf Prozent von 
der ursprünglichen Kalkulation ab. Die-
ser Schwellenwert wurde nun vor allem 
aufgrund der gesetzlich beschlossenen 
Leistungsausweitungen durch die Pflege-
reformen überschritten. Die Lebens-
erwartung weicht um mehr als fünf 
 Prozent von der ursprünglich angenom-
menen ab. Dies ist vor allem bei vielen 
Beamtentarifen geschehen. Die letzte 
Überschreitung der Fünf-Prozent- 
Schwelle liegt hier fünf Jahre zurück. Bei 
der Überprüfung der Rechnungsgrund-
lagen musste auch der Rechnungszins 
stark gesenkt werden, weil die langjäh-
rige Niedrigzinspolitik der Europäischen 
Zentralbank zu sinkenden Erträgen aus 
den Kapitalanlagen führt.

Höhere Beiträge  
sind die Konsequenz

Die Konsequenz ist nun, dass zum 1. Ja-
nuar 2020 für privat Krankenversicherte 
die Beiträge in der Pflegepflichtversiche-
rung massiv ansteigen. Die Mitglieder 
der Postbeamtenkrankenkasse sind dazu 
Ende November 2019 ausführlich durch 
ein Schreiben von der Gemeinschaft pri-
vater Versicherungsunternehmen (GPV) 
informiert worden. Dort sind auch die 
Mitglieder der Postbeamtenkrankenkas-
se pflegepflichtversichert. Diese Beiträge 

werden für alle bei der Postbeamten-
krankenkasse Versicherten durch diese 
eingezogen.

Die GPV begründet die Beitragsanpas-
sung mit zusätzlichen Leistungen sowie 
einer deutlichen Ausweitung des Per-
sonenkreises, der Leistungen beanspru-
chen kann. So hat der Gesetzgeber bei-
spielsweise für Demenzkranke den 
 gleichen Zugang zu Pflegeleistungen 
geschaffen, wie für Menschen mit kör-
perlicher Beeinträchtigung. Darüber hin-
aus wurden die Arbeitsbedingungen und 
die Personalausstattung in den Pflege-
einrichtungen verbessert. Ein weiterer 
Punkt ist auch die Umwandlung von 
Pflegestufen in Pflegegrade, was eben-
falls zu einer Leistungserweiterung ge-
führt hat. Zudem wirkt sich die Niedrig-
zinsphase beitragssteigernd aus.

Die Entwicklung trifft alle privat Kran-
kenversicherten in ähnlichem Umfang.

Die Details zur Anpassung der 
GPV-Beiträge haben die Versicherten ih-
rer individuellen Beitragsmitteilung ent-
nehmen können.

Höchstbeitrag gedeckelt

Der Höchstbeitrag für Personen, die län-
ger als fünf Jahre versichert sind, darf 
57,18 Euro in PVB (Tarifstufe für Perso-
nen mit Beihilfeanspruch) und 142,96 
Euro in PVN (Tarifstufe für Personen 
ohne Beihilfeanspruch) nicht über-
steigen.

Wenn mindestens ein Ehe- oder 
 Lebenspartner seit dem 1. Januar 1995 
ununterbrochen in der Postbeamten-
krankenkasse oder einer anderen priva-
ten Pflegeversicherung versichert ist und 
das Gesamteinkommen eines Ehe- oder 
Lebenspartners 455 Euro im Monat 
nicht übersteigt (450 Euro im Monat bei 
Ausübung einer geringfügigen Beschäf-
tigung), zahlen die Partner gemeinsam 
nicht mehr als 150 Prozent der genann-
ten Höchstbeiträge (jeder einzeln höchs-
tens 75 Prozent). Versicherte, deren Bei-
träge höher liegen, obwohl die Voraus-
setzungen für die Beitragsbegrenzung 
erfüllt sind, wenden sich bitte an die 
Postbeamtenkrankenkasse.

Da es sich hier um gesetzlich zuläs-
sige Erhöhungen handelt, haben Verfah-
ren dagegen leider keine Erfolgsaus-
sichten.

POSTBEAMTENKRANKENKASSE

In den vergangenen Monaten kam es 
mehrfach zu Verzögerungen bei der 
Auslieferung der KOMM. Deshalb war 
nicht immer gewährleistet, dass die 
Druckausgabe rechtzeitig bei den Kolle-
ginnen und Kollegen eintraf. 
Zudem muss die KOMM aus techni-
schen Gründen lange vor der ver.di- 
PUBLIK gedruckt werden. Uns er-
reichten auch immer wieder Termin-
wünsche zu spät, um sie noch vor 
 Ablauf abzudrucken. 
Deshalb haben wir uns dazu entschlos-
sen, ab diesem Jahr die Termine der 
ver.di-Betriebsgruppen ausschließlich 
online bekannt  zu geben. 
 https://tk-it.verdi.de/     

 Service   
 Treffpunkte

TERMINE DER BETRIEBSGRUPPEN

Foto: geralt/pixabay

Beitragserhöhung für die  
private Pflegeversicherung 

Holger Eisenhardt
ver.di-Gewerk-
schaftssekretär und 
alternierender 
Vorsitzender der 
Postbeamten-
krankenkasse
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Neue Online-Plattform gestartet 

Ein Schwerpunkt des Projektes 4. Ebene ist es, Lösungen zur  Verbesserung 
der Kommunikation für die Betriebsgruppen und Ortsvereine zu ent-
wickeln. Unsere ehrenamtlichen Kolleg*innen arbeiten an ihren Arbeits-
plätzen mittlerweile oft örtlich sehr verstreut und zu unterschiedlichen 
 Tageszeiten. Für eine gute Zusammenarbeit braucht es Lösungen, die dies 
berücksich tigen. 

VON ROMY SCHNEIDER

Schnell war klar, dass wir im Zeitalter der 
Digitalisierung auf eine internetbasierte, 
digitale Lösung bauen. Leider können die 
derzeit in ver.di für die ehrenamtliche Ar-
beit zur Verfügung stehenden Online-An-
gebote die benötigten Anforderungen 
unserer Gremien nicht ausreichend ab-
decken. 

Technisch versierte ehrenamtliche Kol-
leg*innen aus dem Fachbereich haben 
zusammen mit dem Projektteam Ideen 
zur Umsetzung einer gemeinsamen digi-
talen Plattform gesammelt. Es wurde viel 

diskutiert und ausprobiert – bis dann end-
lich im Juli 2019 die Plattform zur Verfü-
gung stand und die ersten Nutzer*innen 
an den Start gingen. Das waren vor allem 
die Ehrenamtlichen, die für das Projekt  
4. Ebene tätig sind: Teamer*innen unserer 
Vertrauensleute, das Redaktionsteam des 
Ü55-Newsletters, die Online-Vertrauens-
leute und das Projektteam 4. Ebene. Im 
Dezember 2019 folgten dann bundesweit 
die Betriebsgruppen, Ortsvereine sowie 
die ver.di-Hauptamtlichen. 

Wie kann man die Online-Plattform 
nutzen?

Das Projektteam 4. Ebene stellt auf der 
Plattform nach und nach alle Informatio-
nen und Materialien aus unserem Projekt 
ein. Ihr findet dann dort unter anderem 
Flyer mit den Ausschreibungen für die 
Vertrauensleute-Grundlagenreihe und die 
Tarif-Vertrauensleute-Seminare, alle bis-
her gesammelten bundesweiten Best- 
Practice-Beispiele aus den Betriebsgrup-
pen und Ortsvereinen, eine Übersicht da-

rüber, was das Projekt 4. Ebe-
ne ist und was es macht, Anlei-
tungen zur Online-Plattform 
und das Archiv des Ü55-News-
letters.

Vor allem aber könnt ihr die 
Plattform zur digitalen Zusam-
menarbeit nutzen. Das heißt, 
dass ihr Dokumente erstellen, 
mit anderen teilen – auch 
wenn sie selbst keinen Zugriff 
auf die Plattform haben – und 
direkt dort bearbeiten könnt. 
Beispiel: Zur Sitzung einer Be-
triebsgruppe wird ein Protokoll 
erstellt. Dieses wird im Ordner 
der Betriebsgruppe auf die 
Plattform geladen. Nun kann 
es dort von den Mitgliedern 
des Betriebsgruppenvorstan-
des direkt bearbeitet werden. 
Die aktuelle Version wird auto-
matisch auf der Plattform ge-
speichert und muss nicht extra 
versendet werden. Dieses so-

genannte „kollaborative Arbeiten“ kann 
man auch prima nutzen, um zum Beispiel 
gemeinsam eine Tarifrunden-Aktion zu 
planen. Die Aufgaben können dort be-
schrieben werden und jeder kann sich für 
einzelne Aufgaben eintragen. Außerdem 
gibt es einen gemeinsamen Kalender, der 
mit Outlook verknüpft werden kann. Klei-
ne Umfragen und Terminfindungen à la 
doodle können erstellt werden. Die On-
line-Plattform soll möglichst viele Werk-
zeuge und Anwendungen an einem Ort 
vereinen und die Arbeit der Betriebsgrup-
pen und Ortsvereine vereinfachen.

PROJEKT 4.  EBENE

Romy Schneider
Gewerkschafts-
sekretärin im 
Projekt 4. Ebene
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Betriebsgruppen beziehungsweise 
Ortsvereine, die bisher noch keinen 
Zugang zur Plattform oder Probleme 
mit dem Zugriff haben, können sich 
per E-Mail an folgende Adresse wen-
den: support@aktiv-vernetzt.de 

Die Online-Vertrauensleute haben  
bis Ende Januar 2020 bereits viele 
Schulungen zur Plattform durchge-
führt. Falls ihr noch Interesse an einer 
Online-Schulung habt, dann meldet 
euch bitte per E-Mail bei:  
projekt.4ebene.fb09@verdi.de

START AUF DER ONLINE-PLATTFORM
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